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Rechtlicher Streit um Parkplätze: Klage
in Zweibrücken abgewiesen

Das Verwaltungsgericht Neustadt hat entschieden, dass
Stellplatzvermietung in Zweibrücken unrechtmäßig ist, da

die Privatstraße öffentlich genutzt wird.

In Zwiebrücken sorgt ein Rechtsstreit um Parkplätze in einer
Privatstraße für Aufmerksamkeit. Das Verwaltungsgericht
Neustadt hat nun der Klage eines Investors aus Hamburg, der
Stellplätze in einer Sackgasse vermieten wollte, eine Absage
erteilt.

Klage abgewiesen: Der Investor zieht den
Kürzeren

Der Konflikt zwischen dem Investor und der Stadtverwaltung
schwelt seit fast einem Jahr. Der Mann hatte die Privatstraße
nach eigenen Angaben erworben, um zusätzliche Einkünfte zu
erzielen. Er ließ mit Farbe Stellplätze markieren, die er dann
online als Parkmöglichkeiten und Wohnmobilstellflächen anbot
und vermietete. Doch gegen diese Praxis ging die Stadt
Zweibrücken vor, da die Markierungen die Zufahrt für Rettungs-
und Müllfahrzeuge behinderten.

Öffentliches Interesse vs. private Nutzung

Dem Gericht zufolge hat der Investor jedoch keine verlässliche
Basis für seine Forderungen, da historisch gesehen bereits
mehrere Voreigentümer der Straße diese für die Allgemeinheit
zugänglich gemacht hatten. Das bedeutet, dass die Privatstraße
rechtlich als öffentliche Straße gilt. Der Kläger kann daher die



Nutzung nicht einfach zurücknehmen, was das Gericht in seiner
Urteilsbegründung klärte.

Die Argumentation der Stadt

Die Stadt argumentierte, dass die Markierungen in der
Privatstraße gegen geltende Gesetze verstoßen und außerdem
die ordnungsgemäße Durchführung öffentlicher Dienstleistungen
wie die Müllabfuhr und Notfalleinsätze gefährden. Bereits im
Januar hatte das Verwaltungsgericht im Eilverfahren zugunsten
der Stadt entschieden und die Abnahme der Markierungen
genehmigt.

Rechtliche Möglichkeiten des Investors

Trotz der Abweisung seiner Klage erwägt der Investor eine
Berufung beim Oberverwaltungsgericht, um seinen Fall erneut
prüfen zu lassen. Allerdings machen die rechtlichen
Rahmenbedingungen deutlich, dass er vor seiner Klage erst
weitere Optionen hätte ausschöpfen müssen, beispielsweise
Anträge bei der Stadtverwaltung auf die Genehmigung
entsprechender Stellflächen.

Übergreifende Auswirkungen auf andere
Privatstraßen

Der Streit um die Privatstraße in Zweibrücken stellt nicht nur
einen Einzelfall dar, sondern wirft auch Fragen zu ähnlichen
Herausforderungen auf. Ein anderer Fall in der
Siebenpfeifferstraße, wo der Besitzer ebenfalls versuchte, seine
Straße abzusperren, sorgte für bundesweite Aufmerksamkeit.
Der Ausgang des Verfahrens könnte somit auch Auswirkungen
auf andere Anwohner und Investoren in der Region haben.

Insgesamt verdeutlicht dieser Rechtsstreit, wie private
Interessen mit öffentlichen Bedürfnissen in Konflikt geraten
können. Die Bürger in Zweibrücken dürfen gespannt bleiben, wie



sich der Fall weiter entwickeln wird.
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